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1. Rechtsgrundlagen 

Gemäß § 101 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 SGB V beschließt der Gemeinsame Bundes-

ausschuss in Richtlinien Bestimmungen über einheitliche Verhältniszahlen für den 

allgemeinen bedarfsgerechten Versorgungsgrad in der vertragsärztlichen Versor-

gung.  

 

2. Eckpunkte der Entscheidung 

Die bisher in den Fußnoten 8 und 19 zu den Anlagen 6.1 bis einschließlich 6.10 
der Bedarfsplanungs-Richtlinie enthaltenen Spaltenangaben werden aufgrund feh-
lerhafter Verweisungen auf Spaltennummern korrigiert. 

  

3. Verfahrensablauf 

Die Mitglieder des Unterausschusses haben sich in der Sitzung am 2. Mai 2011 
einvernehmlich für eine Änderung der Bedarfsplanungs-Richtlinie im Sinne der 
obigen Ausführungen ausgesprochen und die Einleitung eines 
Stellungnahmeverfahrens gemäß § 91 Abs. 5 SGB V beschlossen. 

 

4. Würdigung der Stellungnahmen 

Mit Schreiben vom 27. Juni 2011 wurde der Bundesärztekammer (BÄK) und der 
Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) gemäß § 91 Abs. 5 SGB V Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben. 

Die BÄK hat gegen die beabsichtigte Richtlinienänderung mit Schreiben vom 
8. Juli 2011 keine Einwände erhoben. 

Die BPtK spricht sich mit Schreiben vom 25. Juli 2011 für eine Abschaffung des 
§ 8a der Bedarfsplanungs-Richtlinie aus. 
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Die Regelung des § 8a verschärfe die Versorgungslage in ohnehin schlecht ver-
sorgten Gebieten indem sie auch dann angewandt werde, wenn sie im Ergebnis 
zu höheren Verhältniszahlen und damit zu weniger freien Arztsitzen führe.  

Darüber hinaus weise der Demografiefaktor ein grundlegendes strukturelles Defizit 
auf. Er könne zwar Veränderungen innerhalb der Bevölkerung erfassen, Defizite 
und Veränderungen beim Versorgungsbedarf hingegen nicht, da er die aktuell er-
brachten Leistungen für die Zukunft fortschreibe. Im Einzelnen wird auf die Stel-
lungnahmen der BPtK unter 5. verwiesen. 

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am 18. August 2011 die 
eingegangenen Stellungnahmen gem. 1 Kapitel § 10 Abs. 3 Satz 1 2. Alt. VerfO 
ausgewertet. 

Die Ausführungen der BPtK können im Rahmen des Beschlussverfahrens nicht 
berücksichtigt werden, da sie sich gegen die geltende Regelung des § 8a der Be-
darfsplanungs-Richtlinie als solche richten, jedoch auf den konkreten 
Stellungnahmegegenstand einer redaktionellen Korrektur der Fußnoten in den 
Anlagen 6.1 bis 6.10 nur insoweit eingehen, als die Anlagen unter der Prämisse 
einer Abschaffung des § 8a der Bedarfsplanungs-Richtlinie obsolet würden. 

Das Bundesministerium für Gesundheit hat im Rahmen seiner Rechtsaufsicht den 
Beschluss des G-BA vom 18. Februar 2010 zur Einführung eines 
Demografiefaktors nicht beanstandet. 
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5. Dokumentation des gesetzlich vorgesehenen Stellungnahme-
verfahrens
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Berlin, den 18. August 2011 
 

Gemeinsamer Bundesausschuss  

gem. § 91 SGB V  

Der Vorsitzende  

 

 

 

Hess 
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